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Amtlicher Teil 
 

Stadt Burg 
 

Bekanntmachung 
Anhörungsverfahren im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für den geplanten Ersatzneubau 
der 110 kV Hochspannungsfreileitung MD Glindenberger Weg – Genthin, Abschnitt Burg-Genthin 
in den Gemarkungen Ihleburg, Parchau, Genthin, Zerben, Burg, Bergzow, Parey, Hohenseeden; 
Landkreis Jerichower Land 
 
Der Vorhabenträger (Avacon Netz GmbH) hat für das o. g. Bauvorhaben die Durchführung des 
Planfeststellungsverfahrens nach den Vorschriften des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) beantragt. 
 
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
werden Grundstücke in den Gemarkungen Ihleburg, Parchau, Genthin, Zerben, Burg, Bergzow, Parey, 
Hohenseeden beansprucht.  
 
Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit vom 12.07.2021 bis einschließlich 
11.08.2021 während der Dienststunden  
 
Montag 8.00 – 16.00 Uhr 
Dienstag 8.00 – 16.00 Uhr 
Mittwoch 8.00 – 16.00 Uhr 
Donnerstag 8.00 – 17.00 Uhr 
Freitag 8.00 – 12.00 Uhr 
 

Herausgeber des Amtsblattes und verantwortlich: Der Bürgermeister der Stadt Burg, Tel. 03921/921-0, Zusammenstellung: Büro des 
Bürgermeisters / Ratsverwaltung der Stadtverwaltung Burg, Tel.: 03921/921-670. Das Amtsblatt erscheint monatlich und zusätzlich bei 
Bedarf und kann kostenlos in den Ortschaftsbüros und in der Stadtverwaltung Burg (In der Alten Kaserne 2) abgeholt werden. Eine 
Verteilung an alle Haushalte der Stadt Burg erfolgt nicht. Einwohner und Interessierte mit einem Internetzugang und einer E-Mail-Adresse 
können sich auch in einen E-Mail-Verteiler zur Zusendung des Amtsblattes über das Internet eintragen lassen. Anmeldungen zur 

Aufnahme in den E-Mail-Verteiler können an die E-Mail-Adresse: burg@stadt-burg.de gerichtet werden. 

mailto:burg@stadt-burg.de
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in der Stadtverwaltung Burg, In der Alten Kaserne 2, 39288 Burg, Haus 2, 2. Obergeschoss, Fachbereich 
Stadtentwicklung und Bauen zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
 
Ab dem ersten Tag der Auslegung werden die zur Einsicht auszulegenden Planunterlagen zusätzlich auf 
der Internetseite des Landesverwaltungsamtes zugänglich gemacht. Das Bereitstellen der Planunterlagen 
auf der Internetpräsenz (Adresse: https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/wirtschaft-bauwesen-
verkehr/planfeststellung/aktuelle-planfeststellungsverfahren/) erfolgt lediglich informatorisch und stellt 
keine Auslegung nach § 73 Absatz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in Verbindung mit § 1 Absatz 
1 Satz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) dar. Maßgeblich ist der 
Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 27a Abs. 1 VwVfG). 
 
 
1.  Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei 

Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 25.08.2021, bei der 
Anhörungsbehörde,  

 
 dem Landesverwaltungsamt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale) oder bei der 

Stadtverwaltung Burg, In der Alten Kaserne 2, 39288 Burg, 
 
 Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Einwendung 

muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen.  
 
 Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in 

Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf 
jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift 
als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Andernfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§ 1 Abs. 1 VwVfG LSA i. V. m. § 17 Abs. 1 und 2 
sowie  
§ 72 Abs. 2 VwVfG). 

 

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung von der Auslegung des Plans 
der 

 
a)  nach landesrechtlichen Vorschriften im Rahmen des § 63 des Bundesnatur-schutzgesetzes 

anerkannten Naturschutzvereinigungen 
 
b) sowie der sonstigen Vereinigungen, soweit sich diese für den Umweltschutz einsetzen und nach 

in anderen gesetzlichen Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in 
Umweltangelegenheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen). 

  

3. Ein Erörterungstermin findet gem. § 43a Nr. 3 EnWG nicht statt, wenn 
 a) Einwendungen gegen das Vorhaben nicht oder nicht rechtzeitig erhoben worden sind, 
 b) die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zurückgenommen worden sind, 
 c)  ausschließlich Einwendungen erhoben worden sind, die auf privatrechtlichen Titeln beruhen, 

oder 
 d)  alle Einwender auf einen Erörterungstermin verzichten. 

 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht werden. Diejenigen, die ihre 
Einwendungen rechtzeitig erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der Vertreter, 
werden von dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 1 Abs. 1 VwVfG LSA i. V. m. § 17 VwVfG).  

 

 Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.  

 

https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/wirtschaft-bauwesen-verkehr/planfeststellung/aktuelle-planfeststellungsverfahren/
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/wirtschaft-bauwesen-verkehr/planfeststellung/aktuelle-planfeststellungsverfahren/
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 Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine 

schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. 
 
 Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 

Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungs-termins beendet.  
 
 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 
4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellungnahmen, 

Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht 
erstattet.  

 
5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu 

entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt.   
 

6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungs-verfahrens 
durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben 
haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen 
vorzunehmen sind. 

 
7. Vom Beginn der Auslegung des Planes tritt die Veränderungssperre nach § 44a Abs. 1 EnWG in 

Kraft. An den von der geplanten Baumaßnahme betroffenen Flächen steht dem Träger des 
Vorhabens gemäß § 44a Abs. 3 EnWG ein Vorkaufsrecht zu. 

 
8. Die Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG für das o. g. 
Vorhaben nicht erforderlich ist, da von dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Daher besteht keine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung. 

 
 Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 

selbständig anfechtbar ist.  
 
 Die dieser Feststellung zugrundeliegenden Unterlagen sind der Öffentlichkeit entsprechend den 

Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (UIG LSA) beim 
Landesverwaltungsamt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale), zugänglich. 

 
9. Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
 Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 anwendbaren DSGVO wird darauf hingewiesen, dass im 

Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit im o. g. Anhörungsverfahren die erhobenen 
Einwendungen und darin mitgeteilten personenbezogenen Daten ausschließlich für das 
Anhörungs- und Planfeststellungsverfahren von der Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde 
(Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale) 
gespeichert und verarbeitet werden. Die persönlichen Daten werden benötigt, um den Umfang der 
Betroffenheit beurteilen zu können. Sie werden so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Daten können an 
den Vorhabenträger und seine mitarbeitenden Büros zur Auswertung der Stellungnahmen 
weitergegeben werden. Insoweit handelt es sich um eine erforderliche und somit rechtmäßige 
Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c DSGVO, 
an der darüber hinaus ein berechtigtes Interesse gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. f DSGVO 
besteht. Der Vorhabenträger und dessen Beauftragte sind zur Einhaltung der DSGVO verpflichtet. 
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Auf Verlangen des Einwenders können dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Verfahrens nicht erforderlich sind. 

 
 Werden personenbezogenen Daten verarbeitet, so hat der Betroffene das Recht, Auskunft über 

die zu seiner Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO). Sollten unrichtige 
personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht ihm ein Recht auf Berichtigung zu (Art. 16 
DSGVO). Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so kann die Löschung oder 
Einschränkung der Verarbeitung verlangt sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt 
werden (Art. 17, 18 und 21 DSGVO). 

 
 Burg, den 24.06.2021 
 
 gez. 
 Vogler 
 Vertreter des Bürgermeisters 
 
 
2. Bekanntmachung über die Widmung der Verkehrsfläche „Parkplatz Bahnhofstraße“ 

 
Widmung, Umstufung oder Einziehung öffentlicher Straßen auf der Grundlage des Straßengesetzes für 
das Land Sachsen-Anhalt (StrG LSA) vom 6. Juli 1993 (GVBl. LSA S. 334), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 26. Juni 2018 (GVBl. LSA S. 187) gemäß Beschluss-Nr. 093/2021 des Stadtrates 
der Stadt Burg vom 24. Juni 2021 
 
Verfügung 
 
1.Straßenbeschreibung 
 
Straßenbezeichnung:   Verkehrsfläche „Parkplatz Bahnhofstraße“ 
Flur: 23    Flurstück: 2855/40 (Teilfläche) und 2826/40 
 
Beginn der Straße: 
     siehe Lageplan 
Endpunkt der Straße:  
Gemeinde: Stadt Burg  Landkreis: Jerichower Land 
 
2. Verfügung: 
 
2.1.  Die unter 1. bezeichnete Fläche wird als sonstige öffentliche Straße  

gem. § 3 Abs. 1 Nr. 4 StrG LSA gewidmet. 
 

2.2  Widmungseinschränkungen: öffentlicher Parkplatz entsprechend der  
     verkehrsrechtlichen Anordnung 
 

3. Straßenbaulastträger 
 
Bezeichnung:     Stadt Burg 
 
4. Wirksamwerden 
 
Wirksamwerden der Verfügung: am Tag nach der öffentl. Bekanntmachung 
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5. Sonstiges 
 
Die Verfügung nach Nummer 2 kann während der Sprechzeiten eingesehen werden 
 
bei:      Stadtverwaltung Burg, In der Alten Kaserne 2,  

39288 Burg, 2. OG, Zimmer 204 
Rechtsbehelfsbelehrung:  
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben 
werden. Der Widerspruch ist bei der Stadt Burg, In der Alten Kaserne 2, 39288 Burg schriftlich oder zur 
Niederschrift einzulegen. 
 
Burg, 28. JUNI 2021 
 
 
gez. 
Vogler 
Vertreter des Bürgermeisters      - Dienstsiegel - 
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Lageplan 

 

 
 

 

Ende der amtlichen Bekanntmachungen 

zu widmende 
Fläche 

zu widmende 
Fläche 


